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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einrichtung einer Plattform für die Zusammenarbeit gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1726
(COM(2021)0756 – C9-0448/2021 – 2021/0391(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2021)0756),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe d des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag 
der Kommission unterbreitet wurde (C9-0448/2021),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres (A9-0245/2022),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 
entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.



PE732.926v02-00 6/60 RR\1264989DE.docx

DE

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Union verfolgt das Ziel, ihren 
Bürgerinnen und Bürgern einen 
gemeinsamen Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts ohne 
Binnengrenzen zu bieten, in dem der freie 
Personenverkehr gewährleistet ist. 
Gleichzeitig muss die Union sicherstellen, 
dass dieser gemeinsame Raum ein sicherer 
Ort bleibt. Dieses Ziel kann nur mittels 
geeigneter Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung von Kriminalität, 
einschließlich der organisierten 
Kriminalität und des Terrorismus, erreicht 
werden.

(1) Die Union verfolgt das Ziel, ihren 
Bürgerinnen und Bürgern einen 
gemeinsamen Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts ohne 
Binnengrenzen zu bieten, in dem der freie 
Personenverkehr sichergestellt ist. 
Gleichzeitig muss die Union sicherstellen, 
dass dieser gemeinsame Raum ein sicherer 
Ort bleibt. Dieses Ziel kann nur mittels 
einer wirksameren, koordinierten 
Zusammenarbeit der internationalen 
Justizbehörden und geeigneter 
Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung von Kriminalität, 
einschließlich der organisierten 
Kriminalität und des Terrorismus, erreicht 
werden.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die GEG haben entscheidend dazu 
beigetragen, die internationale 
Zusammenarbeit bei der Verfolgung 
grenzüberschreitender Straftaten wie 
Cyberkriminalität, Terrorismus sowie 
schwerer und organisierter Kriminalität 
zu verbessern, da zeitaufwändige 
Verfahren und Formalitäten zwischen 
den Mitgliedern der GEG entfallen. Der 
verstärkte Einsatz von GEG hat auch die 
Kultur der internationalen 
Zusammenarbeit in Strafsachen zwischen 
den Justizbehörden in der Union 
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verbessert.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Der Besitzstand der Union enthält 
zwei Rechtsrahmen für die Bildung von 
GEG, an denen mindestens zwei 
Mitgliedstaaten beteiligt sind: 
Rahmenbeschluss 2002/465/JI des Rates19 
und Artikel 13 des Übereinkommens – 
gemäß Artikel 34 des Vertrags über die 
Europäische Union vom Rat erstellt – über 
die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union20. Drittstaaten können sich als 
Parteien an GEG beteiligen, sofern eine 
Rechtsgrundlage für eine solche 
Beteiligung vorhanden ist, wie etwa 
Artikel 20 des Zweiten Zusatzprotokolls 
zum Übereinkommen des Europarats von 
195921 und Artikel 5 des Abkommens 
zwischen der Europäischen Union und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über 
Rechtshilfe22.

(3) Der Besitzstand der Union enthält 
zwei Rechtsrahmen für die Bildung von 
GEG, an denen mindestens zwei 
Mitgliedstaaten beteiligt sind: 
Rahmenbeschluss 2002/465/JI des Rates19 
und Artikel 13 des Übereinkommens – 
gemäß Artikel 34 des Vertrags über die 
Europäische Union vom Rat erstellt – über 
die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union20. Auch das Übereinkommen 
aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags 
über die Europäische Union über 
gegenseitige Amtshilfe und 
Zusammenarbeit der Zollverwaltungen20a 
(Neapel-II-Übereinkommen) wird in 
Fällen, in denen besondere GEG für den 
Bereich Zoll eingesetzt werden, von dieser 
Verordnung erfasst. Drittstaaten können 
sich als Parteien an GEG beteiligen, sofern 
eine Rechtsgrundlage für eine solche 
Beteiligung vorhanden ist, wie etwa 
Artikel 20 des Zweiten Zusatzprotokolls 
zum Übereinkommen des Europarats von 
195921 und Artikel 5 des Abkommens 
zwischen der Europäischen Union und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über 
Rechtshilfe22.

__________________ __________________
19 Rahmenbeschluss 2002/465/JI des Rates 
vom 13. Juni 2002 über gemeinsame 
Ermittlungsgruppen (ABl. L 162 vom 
20.6.2002, S. 1).

19 Rahmenbeschluss 2002/465/JI des Rates 
vom 13. Juni 2002 über gemeinsame 
Ermittlungsgruppen (ABl. L 162 vom 
20.6.2002, S. 1).

20 ABl. C 197 vom 12.7.2000, S. 3. 20 ABl. C 197 vom 12.7.2000, S. 3.
20 ABl. C 24 vom 23.1.1998, S. 2.

21 SEV Nr. 182. 21 SEV Nr. 182.
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22 ABl. L 181 vom 19.7.2003, S. 34. 22 ABl. L 181 vom 19.7.2003, S. 34.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Darüber hinaus muss im Rahmen 
von GEG eine enge Zusammenarbeit mit 
anderen Gerichten oder internationalen 
Justizbehörden vorgesehen werden, die 
sich mit Verbrechen gegen den 
Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit befassen, insbesondere mit dem 
Internationalen Strafgerichtshof (IStGH). 
Diese Einrichtungen können sich gemäß 
der vorliegenden Verordnung an der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
beteiligen, um die internationale 
Zusammenarbeit bei der Verfolgung 
internationaler Straftaten zu verbessern.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3b) Es wird dringend eine Plattform 
für die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen benötigt, damit die 
GEG effizient kommunizieren und 
Informationen und Beweismittel auf 
sichere Weise austauschen können, um 
sicherzustellen, dass die für die 
schwersten Straftaten Verantwortlichen 
rasch zur Verantwortung gezogen werden 
können. Dies wurde durch das geänderte 
Mandat der Agentur der Europäischen 
Union für justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen (Eurojust) gemäß der 
Verordnung (EU) 2022/838 des 
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Europäischen Parlaments und des Rates1a 
in aller Deutlichkeit vor Augen geführt, 
demzufolge Eurojust Beweismittel im 
Zusammenhang mit Völkermord, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
Kriegsverbrechen und damit 
zusammenhängenden Straftaten sichern, 
analysieren und speichern sowie diese 
Beweismittel mit den zuständigen 
nationalen Behörden und internationalen 
Justizbehörden, insbesondere dem IStGH, 
austauschen darf. 
__________________
1a Verordnung (EU) 2022/838 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. Mai 2022 zur Änderung der 
Verordnung (EU) 2018/1727 hinsichtlich 
der Sicherung, Analyse und Speicherung 
von Beweismitteln durch Eurojust im 
Zusammenhang mit Völkermord, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
Kriegsverbrechen und damit 
zusammenhängenden Straftaten 
(ABl. L 148 vom 31.5.2022, S. 1).

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) In den auf Unionsebene 
bestehenden Rechtsrahmen ist nicht 
geregelt, wie die an GEG beteiligten 
Stellen Informationen austauschen und 
miteinander kommunizieren. Vielmehr 
gestalten diese Stellen den Austausch und 
die Kommunikation in gemeinsamer 
Absprache aus und orientieren sich dabei 
am konkreten Bedarf und den verfügbaren 
Mitteln. Es fehlt jedoch ein spezieller, 
sicherer und wirksamer Kanal, auf den alle 
Teilnehmer zurückgreifen und über den sie 
in kurzer Zeit große Mengen an 
Informationen und Beweismitteln 
austauschen oder sicher und wirksam 

(4) In den auf Unionsebene 
bestehenden Rechtsrahmen ist nicht 
geregelt, wie die an GEG beteiligten 
Stellen Informationen austauschen und 
miteinander kommunizieren. Vielmehr 
gestalten diese Stellen den Austausch und 
die Kommunikation in gemeinsamer 
Absprache aus und orientieren sich dabei 
am konkreten Bedarf und den verfügbaren 
Mitteln. Für die Bekämpfung der 
zunehmend komplexen und zeitkritischen 
grenzüberschreitenden Kriminalität sind 
Geschwindigkeit, Zusammenarbeit und 
Wirksamkeit entscheidend. Allerdings gibt 
es gegenwärtig kein System, das die GEG 
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kommunizieren können. Auch gibt es kein 
System, das die GEG in ihrer laufenden 
Verwaltung unterstützt, beispielsweise 
durch eine bessere Rückverfolgbarkeit der 
zwischen den Teilnehmern ausgetauschten 
Beweismittel.

in ihrer laufenden Verwaltung unterstützt 
und eine effizientere Suche nach und 
Erfassung von Beweismitteln sowie die 
Sicherung der zwischen den Teilnehmern 
ausgetauschten Daten ermöglicht. Es fehlt 
offensichtlich ein spezieller, sicherer und 
wirksamer Kanal, auf den alle Teilnehmer 
zurückgreifen und über den sie in kurzer 
Zeit große Mengen an Informationen und 
Beweismitteln austauschen oder sicher und 
wirksam kommunizieren können. Auch 
gibt es kein System, das die GEG in ihrer 
laufenden Verwaltung unterstützt, 
beispielsweise durch eine bessere 
Rückverfolgbarkeit der Beweismittel, die 
im Einklang mit den rechtlichen 
Anforderungen der nationalen Gerichte 
zwischen den Teilnehmern ausgetauscht 
werden, oder durch die Planung und 
Koordinierung der GEG-Einsätze.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Angesichts der zunehmenden 
Möglichkeiten einer Infiltration von 
Informationstechnologie (IT-)Systemen 
durch Kriminelle könnte der derzeitige 
Stand der Dinge die Wirksamkeit und 
Effizienz grenzüberschreitender 
Ermittlungen beeinträchtigen und solche 
Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen gefährden 
und verlangsamen, was zur Folge hätten, 
dass sie teurer würden. Insbesondere Justiz 
und Strafverfolgungsbehörden müssen 
sicherstellen, dass ihre Systeme möglichst 
sicher sind und dass alle GEG-Mitglieder 
unabhängig von ihren nationalen Systemen 
problemlos miteinander in Verbindung 
treten und interagieren können.

(5) Angesichts der zunehmenden 
Möglichkeiten einer Infiltration von 
Informationstechnologiesystemen (IT-
Systemen) durch Kriminelle könnte der 
derzeitige Stand der Dinge die 
Wirksamkeit und Effizienz 
grenzüberschreitender Ermittlungen 
beeinträchtigen und solche Ermittlungen 
und Strafverfolgungsmaßnahmen 
aufgrund des unsicheren und nicht 
digitalen Austauschs von Informationen 
und Beweismitteln gefährden und 
verlangsamen, was zur Folge hätte, dass 
sie teurer würden. Insbesondere Justiz und 
Strafverfolgungsbehörden müssen 
sicherstellen, dass ihre Systeme möglichst 
modern und sicher sind und dass alle 
GEG-Mitglieder unabhängig von ihren 
nationalen Systemen problemlos 
miteinander in Verbindung treten und 
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interagieren können.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Geschwindigkeit und Effizienz des 
Austauschs zwischen den an GEG 
beteiligten Stellen könnten durch die 
Einrichtung einer speziellen IT-Plattform, 
die sie in ihrer Arbeit unterstützt, erheblich 
verbessert werden. Daher ist es notwendig, 
Vorschriften für die Einrichtung einer 
zentralen IT-Plattform (im Folgenden 
„Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen“ oder 
„Plattform“) auf Unionsebene festzulegen, 
um die GEG bei der Zusammenarbeit, der 
sicheren Kommunikation und dem 
Austausch von Informationen und 
Beweismitteln zu unterstützen.

(6) Die Zusammenarbeit der GEG 
muss verbessert und durch moderne IT-
Instrumente unterstützt werden. 
Geschwindigkeit und Effizienz des 
Austauschs zwischen den an GEG 
beteiligten Stellen könnten durch die 
Einrichtung einer speziellen IT-Plattform, 
die sie in ihrer Arbeit unterstützt, erheblich 
verbessert werden. Daher ist es notwendig, 
Vorschriften für die Einrichtung einer 
zentralen IT-Plattform (im Folgenden 
„Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen“ oder 
„Plattform“) auf Unionsebene festzulegen, 
um die GEG bei der Zusammenarbeit, der 
sicheren Kommunikation und dem 
Austausch von Informationen und 
Beweismitteln zu unterstützen.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Die Nutzung der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollte auf freiwilliger 
Basis erfolgen. Angesichts ihres Mehrwerts 
für grenzüberschreitende Ermittlungen 
wird ihre Nutzung jedoch nachdrücklich 
empfohlen. Die Nutzung oder 
Nichtnutzung der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollte die 
Rechtmäßigkeit anderer Formen der 

(8) Die Nutzung der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollte auf freiwilliger 
Basis erfolgen. Angesichts ihres Mehrwerts 
für grenzüberschreitende Ermittlungen 
wird ihre Nutzung jedoch nachdrücklich 
empfohlen. Die Nutzung oder 
Nichtnutzung der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollte die 
Rechtmäßigkeit anderer Formen der 
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Kommunikation oder des 
Informationsaustauschs nicht 
beeinträchtigen und die Bildung, 
Organisation oder Funktionsweise der 
GEG nicht verändern. Die Einrichtung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen sollte 
sich weder auf die für die GEG 
herangezogenen Rechtsgrundlagen noch 
auf die geltenden nationalen 
Verfahrensvorschriften für die Erhebung 
und Verwendung der erlangten 
Beweismittel auswirken. Die Plattform 
sollte lediglich ein sicheres IT-Tool zur 
Verfügung stellen, durch das die 
Zusammenarbeit und die Wirksamkeit der 
GEG verbessert wird.

Kommunikation oder des 
Informationsaustauschs nicht 
beeinträchtigen und die Bildung, 
Organisation oder Funktionsweise der 
GEG nicht verändern. Die Einrichtung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen sollte 
sich weder auf die für die GEG 
herangezogenen Rechtsgrundlagen noch 
auf die geltenden nationalen 
Verfahrensvorschriften für die Erhebung 
und Verwendung der erlangten 
Beweismittel auswirken. Die Plattform 
sollte lediglich ein sicheres IT-Tool zur 
Verfügung stellen, durch das der 
Informationsfluss zwischen ihren Nutzern 
beschleunigt wird sowie die 
Zusammenarbeit, die Sicherheit der 
ausgetauschten Daten und die 
Wirksamkeit der GEG verbessert werden.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Die Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollte die operative 
wie auch die post-operative Phase einer 
GEG abdecken, von der Unterzeichnung 
der entsprechenden GEG-Vereinbarung 
durch die GEG-Mitglieder bis hin zum 
Abschluss der GEG-Bewertung. Da die am 
Prozess der Einrichtung der GEG 
beteiligten Akteure nicht mit den 
Mitgliedern der letztendlich eingerichteten 
GEG identisch sind, sollte dieser Prozess, 
insbesondere die Aushandlung des Inhalts 
und die Unterzeichnung der GEG-
Vereinbarung, nicht von der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen verwaltet werden. Da 
jedoch ein elektronisches Instrument zur 
Unterstützung der Einrichtung einer GEG 
benötigt wird, sollte die Kommission in 

(9) Die Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollte die operative 
wie auch die postoperative Phase einer 
GEG abdecken, von der Unterzeichnung 
der entsprechenden GEG-Vereinbarung 
durch die GEG-Mitglieder bis hin zum 
Abschluss der GEG-Bewertung. Da die am 
Prozess der Einrichtung der GEG 
beteiligten Akteure nicht mit den 
Mitgliedern der letztendlich eingerichteten 
GEG identisch sind, sollte dieser Prozess, 
insbesondere die Aushandlung des Inhalts 
und die Unterzeichnung der GEG-
Vereinbarung, nicht von der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen verwaltet werden. Da 
jedoch ein elektronisches Instrument zur 
Unterstützung der Einrichtung einer GEG 
benötigt wird, sollte die Kommission in 
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Betracht ziehen, diesen Prozess durch das 
e-Evidence Digital Exchange System 
(eEDES) abzudecken.

Betracht ziehen, diesen Prozess durch das 
System für den digitalen Austausch 
elektronischer Beweismittel (e-Evidence 
Digital Exchange System – eEDES) 
abzudecken. Die in der voroperativen 
Phase ausgetauschten Informationen 
müssen zu Beginn der operativen Phase 
umgehend in der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen zur Verfügung 
gestellt werden.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Die GEG-Vereinbarung sollte eine 
Voraussetzung für die Nutzung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen sein. Der 
Inhalt aller künftigen GEG-
Vereinbarungen sollte so angepasst 
werden, dass den einschlägigen 
Bestimmungen dieser Verordnung 
Rechnung getragen wird.

(11) Die GEG-Vereinbarung sowie alle 
etwaigen Anhänge sollten eine 
Voraussetzung für die Nutzung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen sein. Der 
Inhalt aller künftigen GEG-
Vereinbarungen sollte so angepasst 
werden, dass den einschlägigen 
Bestimmungen dieser Verordnung 
Rechnung getragen wird.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Aus technischer Sicht sollte die 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen über 
eine sichere Internetverbindung zugänglich 
sein und aus einem zentralen 
Informationssystem bestehen, das über ein 
Webportal zugänglich ist, aus einer 
Kommunikationssoftware für Mobil- und 
Desktop-Geräte sowie einer Verbindung 

(13) Aus technischer Sicht sollte die 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen über 
eine sichere Internetverbindung zugänglich 
sein und aus einem zentralen 
Informationssystem, das über ein sicheres 
Webportal zugänglich ist, aus einer 
Kommunikationssoftware für Mobil- und 
Desktop-Geräte, einschließlich einer 
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zwischen dem zentralen 
Informationssystem und den einschlägigen 
IT-Tools, die die Arbeit der GEG 
unterstützen und vom GEG-Sekretariat 
verwaltet werden.

Funktion für maschinelle Übersetzungen 
für die Arbeitssprachen der Union, aus 
einem fortschrittlichen 
Protokollierungsmechanismus, aus einem 
Mechanismus zur Rückverfolgung sowie 
aus einer Verbindung zwischen dem 
zentralen Informationssystem und den 
einschlägigen IT-Tools bestehen, die die 
Arbeit der GEG unterstützen und vom 
Sekretariat des GEG-Netzes verwaltet 
werden.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Die Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ergänzt die 
bestehenden Instrumente für einen sicheren 
Datenaustausch zwischen Justizbehörden 
und Strafverfolgungsbehörden, wie z. B. 
die Netzanwendung für sicheren 
Datenaustausch (SIENA – Secure 
Information Exchange Network 
Application).

(15) Die Koordinierung und der 
Austausch von Daten zwischen den 
Agenturen im Bereich Justiz und Inneres, 
den im Bereich der justiziellen 
Zusammenarbeit tätigen Einrichtungen 
der Union und den GEG-Mitgliedern ist 
entscheidend für eine koordinierte 
Reaktion der Union auf kriminelle 
Handlungen und für die wichtige 
Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der 
Bekämpfung der Kriminalität. Die 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen ergänzt 
die bestehenden Instrumente für einen 
sicheren Datenaustausch zwischen 
Justizbehörden und 
Strafverfolgungsbehörden, wie z. B. die 
Netzanwendung für sicheren 
Datenaustausch (SIENA – Secure 
Information Exchange Network 
Application).

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Die kommunikationsbezogenen 
Funktionen der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollten durch eine 
Software bereitgestellt werden, die die 
Speicherung einer nicht rückverfolgbaren 
Kommunikation vor Ort auf den Geräten 
der Nutzer ermöglicht.

(16) Die kommunikationsbezogenen 
Funktionen der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollten durch eine 
hochmoderne Software bereitgestellt 
werden, die die Speicherung einer nicht 
rückverfolgbaren Kommunikation vor Ort 
auf den Geräten der Nutzer ermöglicht.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Eine angemessene Funktion, die 
den Austausch operativer Informationen 
und Beweismittel, einschließlich großer 
Dateien, ermöglicht, sollte durch einen 
Upload-/Download-Mechanismus 
sichergestellt werden, mit dem die Daten 
nur für den begrenzten Zeitraum zentral 
gespeichert werden können, der für die 
technische Übermittlung der Daten 
erforderlich ist. Sobald alle Adressaten die 
Daten heruntergeladen haben, sollten die 
Daten automatisch von der Plattform 
gelöscht werden.

(17) Eine angemessene Funktion, die 
den Austausch operativer Informationen 
und Beweismittel, einschließlich großer 
Dateien, ermöglicht, sollte durch einen 
Upload-/Download-Mechanismus 
sichergestellt werden, mit dem die Daten 
nur für den begrenzten Zeitraum zentral 
gespeichert werden können, der für die 
technische Übermittlung der Daten 
erforderlich ist. Sobald alle Adressaten die 
Daten heruntergeladen haben, sollten die 
Daten automatisch und dauerhaft von der 
Plattform gelöscht werden.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Angesichts ihrer Erfahrung mit der 
Verwaltung von Großsystemen im Bereich 
Justiz und Inneres sollte die mit der 
Verordnung (EU) 2018/1726 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
errichtete Agentur der Europäischen Union 

(18) Angesichts ihrer Erfahrung mit der 
Verwaltung von Großsystemen im Bereich 
Justiz und Inneres sollte die mit der 
Verordnung (EU) 2018/1726 des 
Europäischen Parlaments und des Rates23 
errichtete Agentur der Europäischen Union 
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für das Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA)23 mit 
der Konzeption, der Entwicklung und dem 
Betrieb der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen betraut werden. Um 
die Komplementarität und Interoperabilität 
sicherzustellen, sollte eu-LISA hierfür die 
bestehenden Funktionalitäten von SIENA 
und andere Funktionalitäten bei Europol 
nutzen. Daher sollte ihr Mandat an diese 
neue Aufgabenstellung angepasst werden 
und sie sollte mit angemessenen 
Finanzmitteln und Personal ausgestattet 
werden, um ihren Aufgaben im Rahmen 
dieser Verordnung gerecht werden zu 
können. In diesem Zusammenhang sollten 
Regeln für die Zuständigkeiten von eu-
LISA als Agentur, die mit der 
Entwicklung, dem technischen Betrieb und 
der Wartung der Plattform für die 
Zusammenarbeit der GEG betraut ist, 
festgelegt werden.

für das Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA) mit 
der Konzeption, der Entwicklung und dem 
Betrieb der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen betraut werden. Um 
die Komplementarität und eventuell 
Interoperabilität sicherzustellen, sollte eu-
LISA hierfür die bestehenden 
Funktionalitäten von SIENA und andere 
Funktionalitäten bei Europol nutzen. Daher 
sollte ihr Mandat an diese neue 
Aufgabenstellung angepasst werden und 
sie sollte mit angemessenen Finanzmitteln 
und Personal ausgestattet werden, um ihren 
Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung 
gerecht werden zu können. In diesem 
Zusammenhang sollten Regeln für die 
Zuständigkeiten von eu-LISA als Agentur, 
die mit der Entwicklung, dem technischen 
Betrieb und der Wartung der Plattform für 
die Zusammenarbeit der GEG betraut ist, 
festgelegt werden.

__________________ __________________
23 Verordnung (EU) 2018/1726 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. November 2018 über die Agentur 
der Europäischen Union für das 
Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA), zur 
Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1987/2006 und des 
Beschlusses 2007/533/JI des Rates sowie 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 1077/2011 (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 99).

23 Verordnung (EU) 2018/1726 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. November 2018 über die Agentur 
der Europäischen Union für das 
Betriebsmanagement von IT-
Großsystemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA), zur 
Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1987/2006 und des 
Beschlusses 2007/533/JI des Rates sowie 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 1077/2011 (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 99).

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Bei der Konzeption der Plattform (19) Damit sich möglichst viele 
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für die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollte eu-LISA die 
technische Interoperabilität mit SIENA 
sicherstellen.

einschlägige Akteure in der Union 
beteiligen können und eine doppelte 
Nutzung von Daten in verschiedenen 
Systemen vermieden wird, sollte eu-LISA 
bei der Konzeption der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen die technische 
Interoperabilität mit SIENA sicherstellen 
und dafür sorgen, dass eine Interaktion 
etablierter sicherer Kanäle mit der 
geplanten Plattform möglich ist. Die 
Kommission muss dafür sorgen, dass den 
Auswirkungen dieser Anforderung auf 
den Haushalt im diesem Vorschlag für 
eine Verordnung beigefügten 
Finanzbogen Rechnung getragen wird.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Seit der Einrichtung des Netzwerks 
nationaler Sachverständiger in Fragen der 
Gemeinsamen Ermittlungsgruppen (GEG-
Netz) gemäß dem Ratsdokument 
11037/0524 unterstützt das GEG-
Sekretariat die Arbeit des GEG-Netzes, 
indem es jährliche Sitzungen und 
Schulungen organisiert, GEG-
Bewertungsberichte sammelt und 
analysiert und das GEG-
Finanzierungsprogramm von Eurojust 
verwaltet. Seit 2011 ist das GEG-
Sekretariat als separate Stelle bei Eurojust 
angesiedelt. Damit das GEG-Sekretariat 
die Nutzer bei der praktischen Anwendung 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
unterstützen und den Administratoren der 
Kooperationsbereiche technische und 
administrative Unterstützung leisten kann, 
sollte Eurojust mit geeignetem Personal 
ausgestattet werden, das dem GEG-
Sekretariat zugewiesen wird.

(20) Seit der Einrichtung des Netzwerks 
nationaler Sachverständiger in Fragen der 
Gemeinsamen Ermittlungsgruppen (GEG-
Netz) gemäß dem Ratsdokument 
11037/0524 unterstützt das Sekretariat des 
GEG-Netzes die Arbeit des GEG-Netzes, 
indem es jährliche Sitzungen und 
Schulungen organisiert, GEG-
Bewertungsberichte sammelt und 
analysiert und das GEG-
Finanzierungsprogramm von Eurojust 
verwaltet. Seit 2011 ist das Sekretariat des 
GEG-Netzes als separate Stelle bei 
Eurojust angesiedelt. Damit das 
Sekretariat des GEG-Netzes die Nutzer bei 
der praktischen Anwendung der Plattform 
für die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen unterstützen und 
technische und administrative 
Unterstützung leisten, Schulungen zur 
Nutzung der Plattform und 
Informationsmaßnahmen durchführen 
sowie Fachwissen zum Datenschutz für 
die Nutzer der Plattform bereitstellen 
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kann, sollte Eurojust mit zusätzlichen 
Finanzmitteln und zusätzlichem Personal 
ausgestattet werden, das den neuen 
Aufgaben des Sekretariats des GEG-
Netzes entspricht. Die Kommission sollte 
dafür sorgen, dass den Auswirkungen der 
zusätzlichen Aufgaben des Sekretariats 
des GEG-Netzes auf den Haushalt im 
Finanzbogen des Vorschlags für diese 
Verordnung Rechnung getragen wird, 
und dazu insbesondere Eurojust 
ausreichend Personal zur Verfügung 
stellen.

__________________ __________________
24 Rat der Europäischen Union, Ergebnis 
der Beratungen des Ausschusses 
„Artikel 36“ vom 7./8. Juli 2005, „Item 7 
of the Agenda: Joint Investigation Teams – 
Proposal for designation of national 
experts“ (Punkt 7 der Tagesordnung: 
Gemeinsame Ermittlungsgruppen – 
Vorschlag für die Benennung nationaler 
Sachverständiger), 11037/05.

24 Rat der Europäischen Union, Ergebnis 
der Beratungen des Ausschusses 
„Artikel 36“ vom 7./8. Juli 2005, „Item 7 
of the Agenda: Joint Investigation Teams – 
Proposal for designation of national 
experts“ (Punkt 7 der Tagesordnung: 
Gemeinsame Ermittlungsgruppen – 
Vorschlag für die Benennung nationaler 
Sachverständiger), 11037/05.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Angesichts der derzeit zur 
Unterstützung der Arbeit der GEG 
vorhandenen IT-Tools, die bei Eurojust 
angesiedelt sind und vom GEG-Sekretariat 
verwaltet werden, ist es notwendig, die 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen mit 
diesen IT-Tools zu verbinden und damit 
die Verwaltung der GEG zu erleichtern. Zu 
diesem Zweck sollte Eurojust die für die 
Herstellung einer solchen Verbindung 
notwendige, technische Anpassung ihrer 
Systeme sicherstellen. Eurojust sollte mit 
angemessenen Finanzmitteln und Personal 
ausgestattet werden, damit sie die 
Aufgaben gemäß dieser Verordnung 

(21) Angesichts der derzeit zur 
Unterstützung der Arbeit der GEG 
vorhandenen IT-Tools, die bei Eurojust 
angesiedelt sind und vom Sekretariat des 
GEG-Netzes verwaltet werden, ist es 
notwendig, die Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen mit diesen IT-Tools zu 
verbinden und damit die Verwaltung der 
GEG zu erleichtern. Zu diesem Zweck 
sollte Eurojust die für die Herstellung einer 
solchen Verbindung notwendige technische 
Anpassung ihrer Systeme sicherstellen. 
Eurojust sollte zudem mit angemessenen 
Finanzmitteln und angemessenem Personal 
ausgestattet werden, damit sie auch ihre 
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erfüllen kann. diesbezüglichen Aufgaben erfüllen kann.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21a) Während der operativen Phase 
einer GEG leisten Eurojust und Europol 
den Mitgliedern der GEG nützliche 
Unterstützung, indem sie viele 
verschiedene Hilfsmittel anbieten, 
darunter mobile Büros, Abgleiche und 
Analysen, Koordinierungs- und 
Einsatzzentren, die Koordinierung der 
Strafverfolgung, Fachwissen und 
Finanzmittel.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 24

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24) In dieser Verordnung werden 
Regeln für den Zugang zur Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen und die erforderlichen 
Sicherheitsvorkehrungen festgelegt. Die 
Verwaltung der Zugangsrechte zu den 
einzelnen Kooperationsbereichen sollte 
dem bzw. den Administratoren dieser 
Bereiche übertragen werden. Ihre Aufgabe 
sollte darin bestehen, den Nutzern der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen während 
der operativen und post-operativen Phase 
der GEG Zugang zu gewähren. Die 
Administratoren der Kooperationsbereiche 
sollten die Möglichkeit erhalten, ihre 
Aufgabe auf das GEG-Sekretariat zu 
übertragen.

(24) In dieser Verordnung werden 
Regeln für den Zugang zur Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen und die erforderlichen 
Sicherheitsvorkehrungen festgelegt. Die 
Verwaltung der Zugangsrechte für die 
einzelnen Kooperationsbereiche sollte den 
Administratoren dieser Bereiche 
übertragen werden. Ihre Aufgabe sollte 
darin bestehen, den Nutzern der Plattform 
für die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen während der 
operativen und postoperativen Phase der 
GEG Zugang zu gewähren. Die 
Administratoren der Kooperationsbereiche 
sollten die Möglichkeit erhalten, ihre 
Aufgabe auf das Sekretariat des GEG-
Netzes zu übertragen.
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Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Richtlinie (EU) 2016/680 des 
Europäischen Parlaments und des Rates25 
gilt für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die 
zuständigen Behörden zum Zwecke der 
Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung, einschließlich des 
Schutzes vor Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und deren Abwehr. Für die 
Verarbeitung durch die Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der Union sollte im 
Zusammenhang mit dieser Verordnung die 
Verordnung (EU) 2018/1725 des 
Europäischen Parlaments und des Rates26 
gelten.

(28) Die Verarbeitung 
personenbezogener Daten nach dieser 
Verordnung sollte im Einklang mit dem 
Rechtsrahmen der Union für den Schutz 
personenbezogener Daten erfolgen. Die 
Richtlinie (EU) 2016/680 des 
Europäischen Parlaments und des Rates25 
gilt für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die 
zuständigen nationalen Behörden zum 
Zwecke der Verhütung, Ermittlung, 
Aufdeckung oder Verfolgung von 
Straftaten oder der Strafvollstreckung, 
einschließlich des Schutzes vor Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit und deren 
Abwehr. Für die Verarbeitung durch die 
Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union sollte im Zusammenhang 
mit dieser Verordnung die Verordnung 
(EU) 2018/1725 des Europäischen 
Parlaments und des Rates26 gelten. Zu 
diesem Zweck sollten angemessene 
Datenschutzvorkehrungen getroffen 
werden.

__________________ __________________
25 Richtlinie (EU) 2016/680 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die 
zuständigen Behörden zum Zwecke der 
Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung sowie zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89).

25 Richtlinie (EU) 2016/680 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die 
zuständigen Behörden zum Zwecke der 
Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung sowie zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89).

26 Verordnung (EU) 2018/1725 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2018 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 

26 Verordnung (EU) 2018/1725 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2018 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
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personenbezogener Daten durch die 
Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des 
Beschlusses Nr. 1247/2002/EG 
(ABl. L 295 vom 21.11.2018, S. 39).

personenbezogener Daten durch die 
Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des 
Beschlusses Nr. 1247/2002/EG 
(ABl. L 295 vom 21.11.2018, S. 39).

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28a) Jede zuständige nationale Behörde 
eines Mitgliedstaats und eventuell 
Eurojust, Europol, die Europäische 
Staatsanwaltschaft, das OLAF oder jede 
andere zuständige Einrichtung oder 
sonstige Stelle der Union sollte bei der 
Nutzung der durch diese Verordnung 
eingerichteten Plattform selbst für die 
Verarbeitung operativer 
personenbezogener Daten verantwortlich 
sein. Die Nutzer der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sollten als 
gemeinsam für die Verarbeitung 
nichtoperativer personenbezogener Daten 
Verantwortliche gelten.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) Gegebenenfalls sollten die 
Administratoren der Kooperationsbereiche 
die Möglichkeit erhalten, Drittstaaten, die 
Vertragsparteien einer GEG-Vereinbarung 
sind, Zugang zu einem 
Kooperationsbereich zu gewähren. Für die 
Übermittlung personenbezogener Daten an 

(29) Die Administratoren der 
Kooperationsbereiche sollten im Einklang 
mit der GEG-Vereinbarung die 
Möglichkeit erhalten, Drittstaaten, die 
Vertragsparteien einer GEG-Vereinbarung 
sind, oder internationalen Justizbehörden, 
die an einer GEG teilnehmen, Zugang zu 
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Drittstaaten oder internationale 
Organisationen im Rahmen einer GEG-
Vereinbarung gelten die Bestimmungen 
des Kapitels V der Richtlinie 
(EU) 2016/680. Der Austausch operativer 
Daten mit Drittstaaten sollte auf die Daten 
beschränkt werden, die für die Zwecke der 
GEG-Vereinbarung erforderlich sind.

einem Kooperationsbereich zu gewähren. 
Für die Übermittlung personenbezogener 
Daten an Drittstaaten oder internationale 
Organisationen im Rahmen einer GEG-
Vereinbarung gelten die Bestimmungen 
des Kapitels V der Richtlinie 
(EU) 2016/680. Der Austausch operativer 
Daten mit Drittstaaten sollte auf die Daten 
beschränkt werden, die für die Zwecke der 
GEG-Vereinbarung zwingend erforderlich 
sind.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 31

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31) Verfügt eine GEG über mehrere 
Administratoren für ihren 
Kooperationsbereich, sollten diese 
gemeinsam festlegen, wer von ihnen für 
die von diesen Drittstaaten in den 
Kooperationsbereich hochgeladenen Daten 
verantwortlich ist.

(31) Verfügt eine GEG über mehrere 
Administratoren für ihren 
Kooperationsbereich, sollten diese bei der 
Unterzeichnung der GEG-Vereinbarung 
und vor der Einrichtung des 
Kooperationsbereichs, zu dem 
Drittstaaten Zugang haben, gemeinsam 
festlegen, wer von ihnen für die von diesen 
Drittstaaten in den Kooperationsbereich 
hochgeladenen Daten verantwortlich ist, 
und die betreffende Person benennen.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32) eu-LISA sollte sicherstellen, dass 
der Zugriff auf das zentrale 
Informationssystem und alle 
Datenverarbeitungsvorgänge im zentralen 
Informationssystem für die Zwecke der 
Überwachung der Datenintegrität und 
-sicherheit, der Rechtmäßigkeit der 
Datenverarbeitung sowie der 

(32) eu-LISA sollte sicherstellen, dass 
der Zugriff auf das zentrale 
Informationssystem und alle 
Datenverarbeitungsvorgänge im zentralen 
Informationssystem für die Zwecke der 
Überwachung der Datenintegrität und 
-sicherheit, der Rechtmäßigkeit der 
Datenverarbeitung sowie der 
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Eigenüberwachung protokolliert werden. Eigenüberwachung protokolliert werden. 
eu-LISA sollte keinen Zugriff auf den 
Inhalt der Kooperationsbereiche haben.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32a) Sofern eine maschinelle 
Übersetzung angeboten wird, sollte diese 
stets intern innerhalb des zentralen 
Informationssystems angesiedelt sein.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(33) Mit dieser Verordnung werden eu-
LISA Berichterstattungspflichten in Bezug 
auf die Entwicklung und den Betrieb 
auferlegt, und zwar anhand der Ziele in den 
Bereichen Planung, technische Leistung, 
Kostenwirksamkeit, Sicherheit und 
Dienstleistungsqualität. Darüber hinaus 
sollte die Kommission vier Jahre nach 
Inbetriebnahme der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen und danach alle vier 
Jahre eine Gesamtbewertung der Plattform 
vornehmen.

(33) Mit dieser Verordnung werden eu-
LISA Berichterstattungspflichten in Bezug 
auf die Entwicklung und den Betrieb der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
auferlegt, und zwar anhand der Ziele in den 
Bereichen Planung, technische Leistung, 
Kostenwirksamkeit, Sicherheit und 
Dienstleistungsqualität. Darüber hinaus 
sollte die Kommission zwei Jahre nach 
Inbetriebnahme der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen und danach alle zwei 
Jahre eine Gesamtbewertung der Plattform 
vornehmen, bei der auch die Ziele dieser 
Verordnung in Bezug auf Umfang, 
Wirksamkeit und Nutzerfreundlichkeit 
sowie die aggregierten Ergebnisse der 
Bewertungen der einzelnen GEG 
berücksichtigt werden.

Änderungsantrag 29
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Alle Mitgliedstaaten sowie 
Eurojust, Europol, die Europäische 
Staatsanwaltschaft, OLAF und alle anderen 
zuständigen Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union sollten die Kosten, die 
ihnen durch die Nutzung der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen entstehen, selbst 
tragen.

(34) Während die Einrichtung und 
Wartung der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sowie die 
unterstützende Rolle von Eurojust nach 
Inbetriebnahme der Plattform aus dem 
Unionshaushalt finanziert werden sollten, 
sollten alle Mitgliedstaaten sowie Eurojust, 
Europol, die Europäische 
Staatsanwaltschaft, das OLAF und alle 
anderen zuständigen Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der Union die Kosten, die 
ihnen durch die Nutzung der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen entstehen, selbst 
tragen.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36) Die Kommission sollte das Datum 
der Inbetriebnahme der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen festlegen, nachdem die 
einschlägigen Durchführungsrechtsakte, 
die für die technische Entwicklung der 
Plattform erforderlich sind, erlassen 
wurden und eu-LISA in Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten einen umfassenden 
Test der Plattform durchgeführt hat.

(36) Die Kommission sollte das Datum 
der Inbetriebnahme der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen festlegen, nachdem sie 
sich vergewissert hat, dass die 
technischen Anforderungen gemäß den 
einschlägigen Durchführungsrechtsakten, 
die für die technische Entwicklung der 
Plattform erforderlich sind, umgesetzt 
wurden und eu-LISA in Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten einen umfassenden 
Test der Plattform durchgeführt hat. Nach 
der Annahme dieser Verordnung sollte 
eu-LISA umgehend mit der Konzeption 
und Umsetzung der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen beginnen, damit die 
Plattform bis zum 1. Januar 2025 
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einsatzbereit ist, und dazu auch 
maßgeschneiderte und an den Bedarf 
angepasste Standardprodukte nutzen. Die 
Kommission ist sich bewusst, dass dies 
eine Belastung für die Tätigkeit von eu-
LISA darstellt, und sollte daher 
sicherstellen, dass den Auswirkungen 
dieser Anforderungen auf den Haushalt 
im Finanzbogen des Vorschlags für diese 
Verordnung Rechnung getragen wird, 
und es eu-LISA unter anderem gestatten, 
möglichst bald technisches Personal für 
die Konzeption dieses Projekts 
einzustellen.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36a) Werden der Kommission und dem 
Europäischen Parlament mögliche 
wesentliche Verzögerungen gemeldet, 
sollte die Kommission eu-LISA bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgabe der 
Konzeption und Entwicklung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
unterstützen. In diesem Fall sollten eu-
LISA und die Kommission die 
gemeinsame Verantwortung für die 
Einhaltung der in dieser Verordnung 
festgelegten Frist übernehmen.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39) Der Europäische 
Datenschutzbeauftragte wurde nach 
Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

(39) Der Europäische 
Datenschutzbeauftragte wurde nach 
Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
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Nr. 2018/1725 konsultiert und hat seine 
Stellungnahme am XXXX abgegeben —

2018/1725 konsultiert und hat am 
25. Januar 2022 formelle Bemerkungen 
abgegeben —

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) wird eine auf freiwilliger Basis zu 
nutzende IT-Plattform („Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen“) eingerichtet, die die 
Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
Behörden erleichtern soll, die an nach 
Artikel 13 des vom Rat gemäß Artikel 34 
des Vertrags über die Europäische Union 
erstellten Übereinkommens über die 
Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder nach dem Rahmenbeschluss 
2002/465/JI gebildeten gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen („GEG“) teilnehmen;

a) wird eine auf freiwilliger Basis zu 
nutzende IT-Plattform („Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen“) eingerichtet, die die 
Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
Behörden erleichtern soll, die an nach 
Artikel 13 des vom Rat gemäß Artikel 34 
des Vertrags über die Europäische Union 
erstellten Übereinkommens über die 
Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder nach dem Rahmenbeschluss 
2002/465/JI gebildeten gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen („GEG“) oder an 
nach Artikel 24 des Neapel-II-
Übereinkommens gebildeten besonderen 
GEG für den Bereich Zoll teilnehmen;

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Diese Verordnung ist auf die 
Verarbeitung von Informationen, 
einschließlich personenbezogener Daten, 
im Rahmen einer gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe anwendbar. Dies 
umfasst den Austausch und die 
Speicherung von operativen Informationen 
und Beweismitteln und von nicht-
operativen Informationen. Diese 

(1) Diese Verordnung ist auf die 
Verarbeitung von Informationen, 
einschließlich personenbezogener Daten, 
im Rahmen einer gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe anwendbar. Dies 
umfasst den Austausch und die 
Speicherung von operativen Informationen 
und Beweismitteln und von 
nichtoperativen Informationen.
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Verordnung ist ab dem Zeitpunkt der 
Unterzeichnung der entsprechenden 
Vereinbarung durch die Mitglieder einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe auf die 
operative und die postoperative Phase 
dieser Ermittlungsgruppe anwendbar.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Diese Verordnung ist ab der 
Unterzeichnung der entsprechenden 
GEG-Vereinbarung durch die Mitglieder 
einer GEG bis zur Löschung aller 
operativen und nichtoperativen Daten 
dieser GEG aus dem zentralen Speicher 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen auf die 
operative und die postoperative Phase 
dieser GEG anwendbar.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die bestehenden Rechtsvorschriften 
über die Einrichtung gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen, ihre Arbeitsweise 
oder ihre Bewertung werden durch diese 
Verordnung weder geändert noch in 
anderer Weise berührt.

(2) Internationale Justizbehörden 
können unbeschadet von Artikel 1 
Absatz 8 des Rahmenbeschlusses 
2002/465/JI an GEG teilnehmen. Die 
bestehenden Rechtsvorschriften über die 
Einrichtung gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen, ihre Arbeitsweise 
oder ihre Bewertung werden durch diese 
Verordnung weder in anderer Weise 
geändert noch in anderer Weise berührt.

Änderungsantrag 37
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. „Kommunikationssoftware“ eine 
Software, die den Fernzugriff auf Systeme 
und den Austausch von Dateien und 
Nachrichten in Text-, Ton- oder Bildform 
zwischen Nutzern der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen erleichtert;

2. „Kommunikationssoftware“ eine 
Software, die den Austausch von Dateien 
und Nachrichten in Text-, Ton- oder 
Bildform zwischen Nutzern der Plattform 
für die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen erleichtert;

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. „zuständige Behörden“ die 
Behörden, die für die Bildung einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe im Sinne 
des Artikels 1 des Rahmenbeschlusses 
2002/465/JI des Rates und des Artikels 13 
des vom Rat gemäß Artikel 34 des 
Vertrags über die Europäische Union 
erstellten Übereinkommens über die 
Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
zuständig sind, die Europäische 
Staatsanwaltschaft, wenn sie im Rahmen 
ihrer Zuständigkeiten gemäß den 
Artikeln 22, 23 und 25 der Verordnung 
(EU) 2017/1939 des Rates tätig wird, 
sowie die zuständigen Behörden eines 
Drittstaats, die infolge einer zusätzlichen 
Rechtsgrundlage Vertragsparteien einer 
Vereinbarung über die Bildung einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe sind;

3. „zuständige Behörden“ die 
Behörden der Mitgliedstaaten, die an einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
teilnehmen dürfen, die gemäß Artikel 1 
des Rahmenbeschlusses 2002/465/JI des 
Rates, Artikel 13 des vom Rat nach 
Artikel 34 des Vertrags über die 
Europäische Union erstellten 
Übereinkommens über die Rechtshilfe in 
Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder Artikel 24 
des Neapel-II-Übereinkommens eingesetzt 
wurde, die Europäische Staatsanwaltschaft, 
wenn sie im Rahmen ihrer Zuständigkeiten 
gemäß den Artikeln 22, 23 und 25 der 
Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates 
tätig wird, sowie die zuständigen Behörden 
eines Drittstaats, die infolge einer 
zusätzlichen Rechtsgrundlage 
Vertragsparteien einer Vereinbarung über 
die Bildung einer gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe sind;

Änderungsantrag 39
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. „Nutzer der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen“ Mitglieder einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe, Eurojust, 
Europol, OLAF und andere zuständige 
Einrichtungen und Stellen der Union;

5. „Nutzer der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen“ Mitglieder einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe, Eurojust, 
Europol, das OLAF und andere zuständige 
Einrichtungen oder sonstige Stellen der 
Union oder eine teilnehmende 
internationale Justizbehörde;

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5a. „internationale Justizbehörde“ 
eine internationale Einrichtung, ein 
internationales Gericht oder einen 
internationalen Mechanismus, die/das/der 
eingerichtet wurde, um schwere Straftaten 
zu untersuchen und zu verfolgen, die für 
die gesamte internationale Gemeinschaft 
von Belang sind, nämlich Völkermord, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
Kriegsverbrechen und damit 
zusammenhängende Straftaten, die den 
Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit beeinträchtigen;

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

7. „Administrator des 
Kooperationsbereichs“ einen Vertreter der 
zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, 
der für den Kooperationsbereich zuständig 

7. „Administrator des 
Kooperationsbereichs“ einen Vertreter der 
zuständigen Behörden des Mitgliedstaats 
oder der Europäischen 
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ist; Staatsanwaltschaft, der im Einklang mit 
der GEG-Vereinbarung für den 
Kooperationsbereich zuständig ist;

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8. „operative Daten“ Informationen 
und Beweismittel, die während der 
operativen Phase einer gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe auf der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen verarbeitet werden, 
um grenzüberschreitende Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen zu 
unterstützen;

8. „operative Daten“ Informationen, 
die während der operativen Phase einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe auf der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
verarbeitet werden, um 
grenzüberschreitende Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen zu 
unterstützen;

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) einer Kommunikationssoftware, die 
die lokale Speicherung von 
Kommunikationsdaten ermöglicht;

b) einer Kommunikationssoftware, die 
die sichere und vertrauliche lokale 
Speicherung von Kommunikationsdaten 
und die sofortige lokale und interne 
maschinelle Übersetzung in alle 
Arbeitssprachen der Organe der Union 
für Kommunikationszwecke ermöglicht;

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) einer Verbindung zwischen dem 
zentralen Informationssystem und den 

c) einer Verbindung zwischen dem 
zentralen Informationssystem und den 
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einschlägigen, die Arbeit der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen unterstützenden und 
vom GEG-Sekretariat verwalteten IT-
Tools.

einschlägigen, die Arbeit der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen unterstützenden und 
vom Sekretariat des GEG-Netzes 
verwalteten IT-Tools;

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) einer Möglichkeit der Verbindung 
des zentralen Informationssystems mit 
SIENA.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Das zentrale Informationssystem ist an 
den technischen Betriebsstätten von eu-
LISA angesiedelt.

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) der laufenden Koordinierung und 
Verwaltung jeder gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe durch eine Reihe von 
Funktionen zur Unterstützung der 
gruppeninternen administrativen und 
finanziellen Abläufe;

a) der Koordinierung und Verwaltung 
jeder gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
durch eine Reihe von Funktionen zur 
Unterstützung der gruppeninternen 
administrativen und finanziellen Abläufe;

Änderungsantrag 48
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) des Austauschs und der 
vorübergehenden Speicherung operativer 
Informationen und Beweismittel, 
einschließlich großer Dateien, mittels einer 
Upload-/Download-Funktion;

b) des schnellen und sicheren 
Austauschs und der vorübergehenden 
Speicherung operativer Informationen, 
einschließlich großer Dateien, mittels einer 
Upload-/Download-Funktion;

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) der Rückverfolgbarkeit von 
Beweismitteln durch einen speziellen 
Protokollierungsmechanismus, der es 
ermöglicht, alle über die Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ausgetauschten 
Beweismittel zu verfolgen;

d) der Rückverfolgbarkeit des 
Austauschs von Beweismitteln durch einen 
speziellen fortschrittlichen Mechanismus 
zur Protokollierung und 
Rückverfolgbarkeit, der es ermöglicht, alle 
über die Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
ausgetauschten Beweismittel sowie den 
Zugriff auf die Beweismittel und ihre 
Verarbeitung zu verfolgen;

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Das zentrale Informationssystem 
ist an den technischen Betriebsstätten von 
eu-LISA angesiedelt.

entfällt

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe a
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) der Liste der Funktionen, die für die 
laufende Koordinierung und Verwaltung 
einer gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
erforderlich sind;

a) der Liste der Funktionen, die für die 
Koordinierung und Verwaltung einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
erforderlich sind;

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe f

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

f) den technischen Statistiken nach 
Maßgabe des Artikels 22;

f) den technischen Statistiken und 
zusätzlichen Daten nach Maßgabe des 
Artikels 22;

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die im Absatz 1 genannten 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß 
dem in Artikel 25 genannten Prüfverfahren 
erlassen.

Die in Absatz 1 genannten 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß 
dem in Artikel 25 genannten Prüfverfahren 
erlassen. Die Kommission stellt sicher, 
dass der erste Durchführungsrechtsakt, 
der es eu-LISA ermöglicht, ihre Tätigkeit 
aufzunehmen, spätestens sechs Monate 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
erlassen wird.

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) eu-LISA sorgt dafür, dass 
Schulungen zur praktischen Nutzung der 

(7) eu-LISA sorgt dafür, dass 
Schulungen zur technischen Nutzung der 
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Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
durchgeführt werden.

Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen für das 
Sekretariat des GEG-Netzes durchgeführt 
und dazu Online-Schulungsmaterialien 
bereitgestellt werden.

Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) eu-LISA richtet eine spezielle 
Unterstützungsstelle ein, die für die 
zeitnahe Behebung der ihr gemeldeten 
Vorfälle verantwortlich ist.

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 7 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7b) eu-LISA nimmt kontinuierlich die 
für ein gutes Funktionieren der Plattform 
für die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen erforderlichen 
Verbesserungen auf der Grundlage der 
Beiträge vor, die sie entweder direkt von 
den Nutzern der Plattform und vom 
Sekretariat des GEG-Netzes oder über 
dessen in Artikel 9a Buchstabe e 
genannten jährlichen Bericht erhält.

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jeder Mitgliedstaat trifft die technischen 
Vorkehrungen, die erforderlich sind, um 

Jeder Mitgliedstaat trifft die technischen 
Vorkehrungen, die erforderlich sind, um 
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den Zugang seiner zuständigen Behörden 
zur Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen im 
Einklang mit dieser Verordnung zu 
ermöglichen.

den Zugang seiner zuständigen Behörden 
zur Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen im 
Einklang mit dieser Verordnung zu 
ermöglichen. Die Mitgliedstaaten stellen 
sicher, dass ihre Vertreter an den 
Schulungen teilnehmen, die das 
Sekretariat des GEG-Netzes gemäß 
Artikel 9a Buchstabe c anbietet, und alle 
Datenschutzanforderungen gemäß dem 
Unionsrecht kennen.

Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zuständigkeiten der Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der Union

Zuständigkeiten der Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der Union und der 
internationalen Justizbehörden

Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2b) Jede internationale Justizbehörde, 
mit der eine GEG-Vereinbarung 
geschlossen wurde und die freiwillig an 
einer GEG teilnimmt, trifft die 
technischen Vorkehrungen, die 
erforderlich sind, um ihren Zugang zur 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen zu 
ermöglichen.

Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 9a
Zuständigkeiten des Sekretariats des 

GEG-Netzes
Das Sekretariat des GEG-Netzes 
unterstützt den Betrieb der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen, indem es
a) auf Ersuchen der Administratoren 
der Kooperationsbereiche administrative, 
rechtliche und technische Unterstützung 
im Zusammenhang mit der Einrichtung 
und der Verwaltung der Zugangsrechte 
für die einzelnen Kooperationsbereiche 
gemäß Artikel 12 Absatz 3a leistet,
b) allgemeine Beratung, funktionelle 
Unterstützung und Hilfestellung für 
Nutzer der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen hinsichtlich ihrer 
Nutzung und ihrer Funktionalitäten 
anbietet,
c) Schulungs- und 
Informationsmodule für nationale 
Behörden ausarbeitet und bereitstellt, die 
der Förderung und Erleichterung der 
Nutzung der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen dienen,
d) eine Kultur der internationalen 
Zusammenarbeit in Strafsachen in der 
Union fördert und dazu die Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen bekannt macht, ihre 
Nutzung durch Fachkräfte fördert und 
Rückmeldungen zur praktischen Nutzung 
der Plattform einholt,
e) nach der Inbetriebnahme der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen eu-
LISA laufend über zusätzliche technische 
Anforderungen an das System 
unterrichtet und dazu jährlich einen 
Bericht über die möglichen 
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Verbesserungen der Plattform auf der 
Grundlage der Rückmeldungen der 
Nutzer erstellt.

Änderungsantrag 61

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Vor der Konzeptions- und 
Entwicklungsphase der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen richtet der 
Verwaltungsrat von eu-LISA einen 
Programmverwaltungsrat ein.

(1) Vor der Konzeptions- und 
Entwicklungsphase der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen richtet der 
Verwaltungsrat von eu-LISA für die 
Dauer der Konzeptions- und 
Entwicklungsphase einen 
Programmverwaltungsrat ein.

Änderungsantrag 62

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Der Programmverwaltungsrat tritt 
mindestens alle drei Monate zusammen, 
nötigenfalls auch häufiger. Er stellt die 
angemessene Verwaltung der Konzeptions- 
und Entwicklungsphase der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sicher. Der 
Programmverwaltungsrat berichtet dem 
Verwaltungsrat von eu-LISA regelmäßig – 
nach Möglichkeit monatlich – schriftlich 
über die Fortschritte des Projekts. Der 
Programmverwaltungsrat hat keine 
Entscheidungsbefugnis und kein Mandat 
zur Vertretung der Mitglieder des 
Verwaltungsrats von eu-LISA.

(5) Der Programmverwaltungsrat tritt 
mindestens alle drei Monate zusammen, 
nötigenfalls auch häufiger. Er stellt die 
angemessene Verwaltung der Konzeptions- 
und Entwicklungsphase der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sicher. Der 
Programmverwaltungsrat berichtet dem 
Verwaltungsrat von eu-LISA regelmäßig – 
nach Möglichkeit monatlich – schriftlich 
über die Fortschritte des Projekts. Der 
Programmverwaltungsrat unterrichtet die 
Kommission und das Europäische 
Parlament im Rahmen des jährlichen 
Berichts von eu-LISA über die 
Fortschritte des Projekts. Der 
Programmverwaltungsrat hat keine 
Entscheidungsbefugnis und kein Mandat 
zur Vertretung der Mitglieder des 
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Verwaltungsrats von eu-LISA, der 
weiterhin für die Durchführung des 
Projekts innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist und im Rahmen der zugewiesenen 
Haushaltsmittel verantwortlich ist.

Änderungsantrag 63

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Der Programmverwaltungsrat legt 
seine Geschäftsordnung fest, in der 
insbesondere Bestimmungen über den 
Vorsitz, die Sitzungsorte, die Vorbereitung 
von Sitzungen, die Zulassung von 
Sachverständigen zu den Sitzungen sowie 
Kommunikationspläne enthalten sind, die 
gewährleisten, dass nicht teilnehmende 
Mitglieder des Verwaltungsrats von eu-
LISA lückenlos unterrichtet werden.

(6) Der Programmverwaltungsrat legt 
in Absprache mit dem Verwaltungsrat von 
eu-LISA seine Geschäftsordnung fest, in 
der insbesondere Bestimmungen über den 
Vorsitz, die Sitzungsorte, die Vorbereitung 
von Sitzungen, die Zulassung von 
Sachverständigen zu den Sitzungen sowie 
Kommunikationspläne enthalten sind, mit 
denen dafür gesorgt wird, dass nicht 
teilnehmende Mitglieder des 
Verwaltungsrats von eu-LISA lückenlos 
unterrichtet werden. In der 
Geschäftsordnung wird festgelegt, wann 
der Programmverwaltungsrat aufgelöst 
wird.

Änderungsantrag 64

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Das Sekretariat des 
Programmverwaltungsrats wird von eu-
LISA gestellt.

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)  

Änderungsantrag 65

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) eu-LISA setzt eine Beratergruppe 
ein, um insbesondere bei der Vorbereitung 
ihres Jahresarbeitsprogramms und ihres 
Jahrestätigkeitsberichts Fachkenntnisse 
über die Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
einzuholen.

(1) eu-LISA setzt eine Beratergruppe 
ein, um insbesondere bei der Vorbereitung 
ihres Jahresarbeitsprogramms und ihres 
Jahrestätigkeitsberichts und bei der 
Ermittlung der an der Plattform 
vorzunehmen Verbesserungen 
Fachkenntnisse über die Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen einzuholen.

Änderungsantrag 66

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Während der Konzeptions- und 
Entwicklungsphase der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen setzt sich die 
Beratergruppe aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten, der Kommission und des 
GEG-Sekretariats zusammen. Der Vorsitz 
wird von eu-LISA wahrgenommen. Die 
Beratergruppe

(2) Während der Konzeptions- und 
Entwicklungsphase der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen setzt sich die 
Beratergruppe aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten, der Kommission und des 
Sekretariats des GEG-Netzes zusammen. 
Europol kann zu den Sitzungen der 
Beratergruppe eingeladen werden, wenn 
die Sitzungen die Verbindung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen mit 
SIENA betreffen. Der Vorsitz der 
Beratergruppe wird von eu-LISA 
wahrgenommen. Die Beratergruppe

Änderungsantrag 67

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 3 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Nach der Inbetriebnahme der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
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gemeinsamer Ermittlungsgruppen nimmt 
die Beratergruppe ihre Beratungsfunktion 
bezüglich der operativen Nutzung der 
Plattform, der Bewertungen der 
Plattform, möglicher technischer Fragen 
und der Weiterentwicklung der 
vorhandenen Systeme weiter wahr. In 
dieser Zeit erstattet die Beratergruppe 
dem Verwaltungsrat von eu-LISA direkt 
und regelmäßig Bericht.

Änderungsantrag 68

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zugang der zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten zu den 
Kooperationsbereichen der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen

Allgemeiner Zugang zu den 
Kooperationsbereichen der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen und damit 
verbundene Vorschriften für die GEG-
Vereinbarung

Änderungsantrag 69

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Nach Unterzeichnung einer 
Vereinbarung über die Bildung einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe („GEG-
Vereinbarung“) wird innerhalb der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen für jede 
gemeinsame Ermittlungsgruppe ein 
Kooperationsbereich geschaffen.

(1) Nach Unterzeichnung einer 
Vereinbarung über die Bildung einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe („GEG-
Vereinbarung“), in der die Nutzung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen im 
Einklang mit dieser Verordnung 
vorgesehen ist, wird innerhalb der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen für die 
auf der Grundlage dieser GEG-
Vereinbarung gebildete gemeinsame 
Ermittlungsgruppe ein 
Kooperationsbereich geschaffen.
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Änderungsantrag 70

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Die Administratoren der 
Kooperationsbereiche legen im Einklang 
mit den Artikeln 12 bis 14 die 
Zugangsrechte der Nutzer der Plattform 
für die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen für den 
Kooperationsbereich fest, es sei denn, die 
Vorschriften für diesen Zugang sind in 
der GEG-Vereinbarung festgelegt.

Änderungsantrag 71

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1b) In der GEG-Vereinbarung wird 
mindestens ein GEG-Mitglied zum 
Administrator des Kooperationsbereichs 
benannt. Werden für einen 
Kooperationsbereich mehrere 
Administratoren benannt, werden in der 
GEG-Vereinbarung Vorschriften für die 
Beschlussfassung und die 
Aufgabenverteilung sowie für die 
Befugnisse der jeweiligen 
Administratoren des 
Kooperationsbereichs zur Gewährung des 
Zugangs gemäß den Artikeln 12a, 13 und 
14 festgelegt.

Änderungsantrag 72

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 3



PE732.926v02-00 42/60 RR\1264989DE.docx

DE

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Der Administrator 
beziehungsweise die Administratoren des 
Kooperationsbereichs der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe legen auf der 
Grundlage der GEG-Vereinbarung die 
Zugangsrechte der Nutzer der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen zu ihrem 
Kooperationsbereich fest.

(3) Die Administratoren des 
Kooperationsbereichs verwalten im 
Einklang mit der GEG-Vereinbarung die 
Zugangsrechte der Nutzer der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen für ihren 
Kooperationsbereich.

Änderungsantrag 73

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) In der GEG-Vereinbarung kann 
vorgesehen werden, dass das Sekretariat 
des GEG-Netzes für die Zwecke der 
technischen und administrativen 
Unterstützung und die Verwaltung der 
Zugangsrechte Zugang zu einem 
Kooperationsbereich erhält.

Änderungsantrag 74

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 12a
Zugang der zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Staatsanwaltschaft zu den 
Kooperationsbereichen
Gemäß der GEG-Vereinbarung gewähren 
die Administratoren der 
Kooperationsbereiche den in der GEG-
Vereinbarung benannten zuständigen 
Behörden Zugang zu ihrem jeweiligen 
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Kooperationsbereich.

Änderungsantrag 75

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zugang der Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union zu den 
Kooperationsbereichen der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen

Zugang der Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union und der an einer GEG 
teilnehmenden internationalen 
Justizbehörden zu den 
Kooperationsbereichen der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen

Änderungsantrag 76

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Der Administrator 
beziehungsweise die Administratoren des 
Kooperationsbereichs der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe kann beziehungsweise 
können beschließen, Eurojust (und dem 
GEG-Sekretariat) zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben gemäß der Verordnung (EU) 
2018/1727 des Europäischen Parlaments 
und des Rates29 Zugang zu einem 
Kooperationsbereich zu gewähren. 
Insbesondere kann beziehungsweise 
können der Administrator 
beziehungsweise die Administratoren des 
Kooperationsbereichs der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe beschließen, dem 
GEG-Sekretariat Zugang zu einem 
Kooperationsbereich zu gewähren, damit 
dieses technische und administrative 
Unterstützung leisten und Zugangsrechte 
verwalten kann.

(1) Die Administratoren des 
Kooperationsbereichs können Eurojust 
(und dem Sekretariat des GEG-Netzes) zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß der 
Verordnung (EU) 2018/1727 des 
Europäischen Parlaments und des Rates29 
Zugang zu einem Kooperationsbereich 
gewähren. Insbesondere können die 
Administratoren des Kooperationsbereichs 
beschließen, dem Sekretariat des GEG-
Netzes Zugang zu einem 
Kooperationsbereich zu gewähren, damit 
dieses technische und administrative 
Unterstützung leisten und Zugangsrechte 
verwalten kann.

__________________ __________________
29 Verordnung (EU) 2018/1727 des 29 Verordnung (EU) 2018/1727 des 
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Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. November 2018 betreffend die 
Agentur der Europäischen Union für 
justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen 
(Eurojust) (ABl. L 295 vom 21.11.2018, 
S. 138).

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. November 2018 betreffend die 
Agentur der Europäischen Union für 
justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen 
(Eurojust) und zur Ersetzung und 
Aufhebung des Beschlusses 2002/187/JI 
des Rates (ABl. L 295 vom 21.11.2018, 
S. 138).

Änderungsantrag 77

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Administrator beziehungsweise die 
Administratoren des Kooperationsbereichs 
der gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
kann beziehungsweise können 
beschließen, Europol zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben gemäß der Verordnung (EU) 
2016/794 des Europäischen Parlaments 
und des Rates30 Zugang zu einem 
Kooperationsbereich zu gewähren.

2. Die Administratoren des 
Kooperationsbereichs können Europol zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß der 
Verordnung (EU) 2016/794 des 
Europäischen Parlaments und des Rates30 
Zugang zu einem Kooperationsbereich 
gewähren.

__________________ ___________
30 Verordnung (EU) 2016/794 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2016 über die Agentur der 
Europäischen Union für die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung (Europol) (ABl. L 135 
vom 24.5.2016, S. 53).

30 Verordnung (EU) 2016/794 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2016 über die Agentur der 
Europäischen Union für die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung (Europol) (ABl. L 135 
vom 24.5.2016, S. 53).

Änderungsantrag 78

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Der Administrator 
beziehungsweise die Administratoren des 
Kooperationsbereichs der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe kann beziehungsweise 

(3) Die Administratoren des 
Kooperationsbereichs können dem OLAF 
zur Erfüllung seiner Aufgaben gemäß der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 
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können beschließen, OLAF zur Erfüllung 
seiner Aufgaben gemäß der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 883/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates31 
Zugang zu einem Kooperationsbereich zu 
gewähren.

des Europäischen Parlaments und des 
Rates31 Zugang zu einem 
Kooperationsbereich gewähren.

__________________ ___________
31 Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. September 2013 
über die Untersuchungen des Europäischen 
Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1073/1999 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der 
Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des 
Rates (ABl. L 248 vom 18.9.2013, S. 1).

31 Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. September 2013 
über die Untersuchungen des Europäischen 
Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1073/1999 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der 
Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des 
Rates (ABl. L 248 vom 18.9.2013, S. 1).

Änderungsantrag 79

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Der Administrator 
beziehungsweise die Administratoren des 
Kooperationsbereichs der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe kann beziehungsweise 
können beschließen, der Europäischen 
Staatsanwaltschaft zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben gemäß der Verordnung (EU) 
2017/1939 des Rates Zugang zu einem 
Kooperationsbereich zu gewähren.

(4) Die Administratoren des 
Kooperationsbereichs können der 
Europäischen Staatsanwaltschaft zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß der 
Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates 
Zugang zu einem Kooperationsbereich 
gewähren.

Änderungsantrag 80

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Der Administrator 
beziehungsweise die Administratoren des 
Kooperationsbereichs der gemeinsamen 

(5) Die Administratoren des 
Kooperationsbereichs können anderen 
zuständigen Einrichtungen oder sonstigen 
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Ermittlungsgruppe kann beziehungsweise 
können beschließen, sonstigen zuständigen 
Einrichtungen und Stellen der Union zur 
Erfüllung der in ihren jeweiligen 
Basisrechtsakten festgelegten Aufgaben 
Zugang zu einem Kooperationsbereich zu 
gewähren.

Stellen der Union zur Erfüllung der in 
ihren jeweiligen Basisrechtsakten 
festgelegten Aufgaben Zugang zu einem 
Kooperationsbereich gewähren.

Änderungsantrag 81

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Die Administratoren des 
Kooperationsbereichs können 
internationalen Justizbehörden zur 
Erfüllung der in der jeweiligen GEG-
Vereinbarung festgelegten 
Kooperationsziele Zugang zu einem 
Kooperationsbereich gewähren.

Änderungsantrag 82

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Für die in Artikel 5 aufgeführten 
Zwecke kann beziehungsweise können 
der Administrator beziehungsweise die 
Administratoren des Kooperationsbereichs 
der gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
beschließen, den zuständigen Behörden 
von Drittstaaten, die die jeweilige GEG-
Vereinbarung unterzeichnet haben, Zugang 
zu einem Kooperationsbereich zu 
gewähren.

(1) Die Administratoren des 
Kooperationsbereichs gewähren den 
zuständigen Behörden von Drittstaaten, die 
die jeweilige GEG-Vereinbarung 
unterzeichnet haben, für die in Artikel 5 
aufgeführten Zwecke Zugang zu einem 
Kooperationsbereich, sofern dies in der 
GEG-Vereinbarung vorgesehen ist.

Änderungsantrag 83

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Der Administrator 
beziehungsweise die Administratoren des 
Kooperationsbereichs der gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe stellt beziehungsweise 
stellen sicher, dass der Austausch 
operativer Daten mit den zuständigen 
Behörden von Drittstaaten, denen Zugang 
zu einem Kooperationsbereich gewährt 
wurde, auf den für die Zwecke der GEG-
Vereinbarung erforderlichen Umfang 
beschränkt ist und unter den darin 
festgelegten Bedingungen erfolgt.

(2) Die Administratoren des 
Kooperationsbereichs verifizieren und 
stellen sicher, dass der Austausch 
operativer Daten mit den zuständigen 
Behörden von Drittstaaten, denen Zugang 
zu einem Kooperationsbereich gewährt 
wurde, auf den für die Zwecke der GEG-
Vereinbarung erforderlichen Umfang 
beschränkt ist und unter den darin 
festgelegten Bedingungen erfolgt.

Änderungsantrag 84

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Die Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union stellen sicher, dass sie 
Drittstaaten, denen Zugang zu einem 
Kooperationsbereich gewährt wurde, nur 
dann personenbezogene Daten 
übermitteln, wenn die in Kapitel IX der 
Verordnung (EU) 2018/1725 festgelegten 
Bedingungen erfüllt sind.

Änderungsantrag 85

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 
2 verabschiedet eu-LISA einen 
Sicherheitsplan, einen Notfallplan zur 
Aufrechterhaltung des Betriebs und einen 
Notfallplan zur Wiederherstellung des 
Betriebs, um zu gewährleisten, dass das 
zentrale Informationssystem im 

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 
2 verabschiedet eu-LISA einen 
Sicherheitsplan, einen Notfallplan zur 
Aufrechterhaltung des Betriebs und einen 
Notfallplan zur Wiederherstellung des 
Betriebs, um sicherzustellen, dass das 
zentrale Informationssystem im 
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Störungsfall wiederhergestellt werden 
kann.

Störungsfall wiederhergestellt werden 
kann. eu-LISA trifft eine 
Arbeitsvereinbarung mit dem IT-
Notfallteam für die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
EU (CERT-EU) und verabschiedet den 
Sicherheitsplan in Abstimmung mit der 
Agentur der Europäischen Union für 
Cybersicherheit (ENISA).

Änderungsantrag 86

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Nach Ablauf der Speicherfrist 
gemäß Absatz 1 wird der Datensatz 
automatisch aus dem zentralen System 
gelöscht.

(2) Nach Abschluss des Download-
Vorgangs durch alle vorgesehenen Nutzer 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen oder 
nach Ablauf der Speicherfrist gemäß 
Absatz 1 werden die Daten automatisch 
und dauerhaft aus dem zentralen System 
gelöscht.

Änderungsantrag 87

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Nach Ablauf der Speicherfrist 
gemäß Absatz 1 wird der Datensatz 
automatisch aus dem zentralen System 
gelöscht.

(2) Nach Ablauf der Speicherfrist 
gemäß Absatz 1 werden die Daten 
automatisch aus dem zentralen System 
gelöscht.

Änderungsantrag 88

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Jede zuständige nationale Behörde 
eines Mitgliedstaats und gegebenenfalls 
Eurojust, Europol, die Europäische 
Staatsanwaltschaft, OLAF oder jede andere 
zuständige Einrichtung oder sonstige Stelle 
der Union gilt gemäß den geltenden 
Datenschutzvorschriften der Union als für 
die Verarbeitung der personenbezogenen 
Daten im Rahmen dieser Verordnung 
Verantwortlicher.

(1) Jede zuständige nationale Behörde 
eines Mitgliedstaats und gegebenenfalls 
Eurojust, Europol, die Europäische 
Staatsanwaltschaft, das OLAF oder jede 
andere zuständige Einrichtung oder 
sonstige Stelle der Union gilt gemäß den 
geltenden Datenschutzvorschriften der 
Union als für die Verarbeitung der 
operativen personenbezogenen Daten im 
Rahmen dieser Verordnung 
Verantwortlicher.

Änderungsantrag 89

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) In Bezug auf Daten, die von den 
zuständigen Behörden von Drittstaaten auf 
die Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
hochgeladen werden, gilt einer der 
Administratoren des Kooperationsbereichs 
für die über die Plattform ausgetauschten 
und die darin gespeicherten 
personenbezogenen Daten als 
Verantwortlicher.

(2) In Bezug auf Daten, die von den 
zuständigen Behörden von Drittstaaten auf 
die Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
hochgeladen werden, wird einer der 
Administratoren des Kooperationsbereichs, 
der bei der Unterzeichnung der GEG-
Vereinbarung benannt wird, zum 
Verantwortlichen für die über die 
Plattform ausgetauschten und die darin 
gespeicherten personenbezogenen Daten 
ernannt.

Änderungsantrag 90

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Ist in der GEG-Vereinbarung kein 
einzelner Administrator als 
Verantwortlicher benannt, gelten alle 
Administratoren des 
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Kooperationsbereichs hinsichtlich der 
über die Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ausgetauschten und 
auf ihr gespeicherten personenbezogenen 
Daten als gemeinsame Verantwortliche 
gemäß der Verordnung (EU) 2018/1725.

Änderungsantrag 91

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Für die Verwaltung der 
nichtoperativen Daten der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen sind die Nutzer der 
Plattform gemeinsam verantwortlich.

(4) Für die Verarbeitung der 
nichtoperativen personenbezogenen Daten 
auf der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen sind die 
Nutzer der Plattform gemeinsame 
Verantwortliche; dies wird in der GEG-
Vereinbarung hervorgehoben.

Änderungsantrag 92

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Austausch operativer Informationen 
und Beweismittel zwischen den Nutzern 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen;

a) Austausch operativer Informationen 
und Beweismittel zwischen den Nutzern 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen für die 
Zwecke, für die die jeweilige GEG 
eingerichtet wurde;

Änderungsantrag 93

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Der Zugang zur Plattform für die (2) Der Zugang zur Plattform für die 
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Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ist den 
ordnungsgemäß ermächtigten Bediensteten 
der zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten und Drittstaaten, von 
Eurojust, Europol, der Europäischen 
Staatsanwaltschaft, OLAF und sonstigen 
zuständigen Einrichtungen und Stellen der 
Union vorbehalten, gemäß den in Absatz 1 
genannten Zwecken auf das für die 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
erforderliche Maß beschränkt und geht 
nicht über das hinaus, was für die 
verfolgten Ziele erforderlich und 
verhältnismäßig ist.

Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ist den 
ordnungsgemäß ermächtigten Bediensteten 
der zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten und Drittstaaten, von 
Eurojust, von Europol, der Europäischen 
Staatsanwaltschaft, des OLAF und anderer 
zuständiger Einrichtungen oder sonstiger 
Stellen der Union oder internationaler 
Justizbehörden vorbehalten, gemäß den in 
Absatz 1 genannten Zwecken auf das für 
die Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
erforderliche Maß beschränkt und geht 
nicht über das hinaus, was für die 
verfolgten Ziele zwingend erforderlich und 
verhältnismäßig ist.

Änderungsantrag 94

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die Kennung des Nutzers der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen, der auf 
das zentrale Informationssystem 
zugegriffen hat;

b) die Kennung der Vertreter der 
Nutzer der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen, die auf das zentrale 
Informationssystem zugegriffen haben;

Änderungsantrag 95

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) das Datum, die Zeitzone und die 
Zugriffszeit des vom Nutzer der Plattform 
für die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ausgelösten Vorgangs;

c) das Datum, die Zeitzone und die 
Zugriffszeit jedes von den Nutzern der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
ausgelösten Vorgangs;

Änderungsantrag 96
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 2 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) den vom Nutzer der Plattform für 
die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ausgelösten Vorgang.

d) den von den Nutzern der Plattform 
für die Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ausgelösten Vorgang.

Änderungsantrag 97

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Protokolle werden durch 
geeignete technische Maßnahmen vor 
unbefugtem Zugriff geschützt und drei 
Jahre lang oder im Falle bereits 
eingeleiteter Überwachungsverfahren bis 
zu deren Abschluss aufbewahrt.

(3) Die Protokolle werden durch 
geeignete technische Maßnahmen vor 
Veränderung und unbefugtem Zugriff 
geschützt und drei Jahre lang oder im Falle 
bereits eingeleiteter 
Überwachungsverfahren bis zu deren 
Abschluss aufbewahrt.

Änderungsantrag 98

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Auf Antrag stellt eu-LISA die 
Protokolle den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten unverzüglich zur 
Verfügung.

(4) Auf Antrag stellt eu-LISA die 
Protokolle den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten, die an einer bestimmten 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
teilgenommen haben, unverzüglich zur 
Verfügung.

Änderungsantrag 99

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 1 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Zudem legt eu-LISA Verfahren 
für die Überwachung und Bewertung der 
Wirksamkeit der Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen hinsichtlich des 
Umfangs, der Wirksamkeit und der 
Nutzerfreundlichkeit der Plattform fest.

Änderungsantrag 100

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die in Absatz 1 genannten 
Verfahren sehen die Möglichkeit vor, für 
Überwachungszwecke regelmäßig 
technische Statistiken zu erstellen.

(2) Bei den in Absatz 1 genannten 
Verfahren ist die Möglichkeit vorgesehen, 
für Überwachungszwecke regelmäßig 
technische Statistiken zu erstellen, und die 
Verfahren tragen zur Gesamtbewertung 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen bei.

Änderungsantrag 101

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Im Falle wesentlicher 
Verzögerungen des Entwicklungsprozesses 
informiert eu-LISA das Europäische 
Parlament und den Rat so bald wie möglich 
über die Gründe für die Verzögerungen 
sowie über die terminlichen und 
finanziellen Auswirkungen.

(3) Im Falle möglicher wesentlicher 
Verzögerungen des Entwicklungsprozesses 
informiert eu-LISA das Europäische 
Parlament und den Rat so bald wie möglich 
über die Gründe für die Verzögerungen, 
die terminlichen und finanziellen 
Auswirkungen und die von ihr geplanten 
Schritte zur Behebung des Problems.

Änderungsantrag 102



PE732.926v02-00 54/60 RR\1264989DE.docx

DE

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Zwei Jahre nach Inbetriebnahme 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen und 
danach jährlich übermittelt eu-LISA der 
Kommission einen Bericht über die 
technische Funktionsweise der Plattform, 
einschließlich ihrer Sicherheit.

(6) Zwei Jahre nach Inbetriebnahme 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen und 
danach jährlich übermittelt eu-LISA der 
Kommission einen Bericht über die 
technische Funktionsweise der Plattform, 
einschließlich ihrer Sicherheit. Der Bericht 
wird veröffentlicht.

Änderungsantrag 103

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Vier Jahre nach Inbetriebnahme der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen und 
danach alle vier Jahre nimmt die 
Kommission eine Gesamtbewertung der 
Plattform vor. Die Kommission übermittelt 
den Gesamtbewertungsbericht dem 
Europäischen Parlament und dem Rat.

(7) Zwei Jahre nach Inbetriebnahme 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen und 
danach alle zwei Jahre nimmt die 
Kommission eine Gesamtbewertung der 
Plattform vor. Die Kommission übermittelt 
den Gesamtbewertungsbericht dem 
Europäischen Parlament und dem Rat.

Änderungsantrag 104

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten, Eurojust, Europol, die 
Europäische Staatsanwaltschaft, OLAF 
und die sonstigen zuständigen 
Einrichtungen und Stellen der Union 
stellen eu-LISA und der Kommission die 
für die Ausarbeitung der Berichte nach den 
Absätzen 4 und 7 erforderlichen 
Informationen zur Verfügung. Diese 

(8) Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten, Eurojust, Europol, die 
Europäische Staatsanwaltschaft, das OLAF 
und die anderen zuständigen 
Einrichtungen oder sonstigen Stellen der 
Union erstellen einen Überwachungs- und 
Bewertungsplan für ihre Nutzung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen, der 
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Informationen dürfen keine 
Beeinträchtigung der Arbeitsmethoden 
verursachen und keine Angaben enthalten, 
die Rückschlüsse auf Quellen, Namen von 
Bediensteten oder Ermittlungen gestatten.

Anforderungen an die Berichterstattung 
enthält, zu denen Rückmeldungen von 
Sekretariat des GEG-Netzes gesammelt 
werden, um eu-LISA und der Kommission 
die für die Ausarbeitung der Berichte nach 
den Absätzen 4 und 7 erforderlichen 
Informationen zur Verfügung zu stellen. 
Diese Informationen dürfen keine 
Beeinträchtigung der Arbeitsmethoden 
verursachen und keine Angaben enthalten, 
die Rückschlüsse auf Quellen, Namen von 
Bediensteten oder Ermittlungen gestatten.

Änderungsantrag 105

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Kommission legt fest, zu 
welchem Zeitpunkt die Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ihren Betrieb 
aufnimmt, sobald die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind:

(1) Die Inbetriebnahme muss 
spätestens am 1. Januar 2025 erfolgen. 
Die Kommission legt fest, zu welchem 
Zeitpunkt die Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen ihren Betrieb 
aufnimmt, sobald die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind:

Änderungsantrag 106

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Die einschlägigen 
Durchführungsakte nach Artikel 6 wurden 
angenommen;

a) Die Anforderungen, die in den 
Durchführungsrechtsakten nach Artikel 6 
festgelegt wurden, wurden umgesetzt.

Änderungsantrag 107

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24 – Absatz 1 – Buchstabe b
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) eu-LISA hat in Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten einen umfassenden 
Test der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen unter 
Verwendung anonymer Testdaten 
durchgeführt.

b) eu-LISA hat während eines 
Versuchszeitraums gemeinsam mit den 
Mitgliedstaaten einen umfassenden Test 
der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen unter 
Verwendung anonymer Testdaten 
durchgeführt.

Änderungsantrag 108

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) Der unter Buchstabe b genannte 
Versuchszeitraum wurde erfolgreich 
abgeschlossen.

Änderungsantrag 109

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Nachdem die Kommission den 
Zeitpunkt für die Inbetriebnahme nach 
Absatz 1 festgelegt hat, teilt sie dieses 
Datum den Mitgliedstaaten, Eurojust, 
Europol, der Europäischen 
Staatsanwaltschaft und OLAF mit.

(2) Nachdem die Kommission den 
Zeitpunkt für die Inbetriebnahme nach 
Absatz 1 festgelegt hat, teilt sie dieses 
Datum dem Europäischen Parlament, den 
Mitgliedstaaten, Eurojust, Europol, der 
Europäischen Staatsanwaltschaft und dem 
OLAF mit.

Änderungsantrag 110

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Werden gemäß Artikel 22 Absatz 3 
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mögliche wesentliche Verzögerungen 
gemeldet, aufgrund derer die Gefahr 
besteht, dass die Frist für die 
Inbetriebnahme verfehlt wird, übernimmt 
die Kommission gemeinsam mit eu-LISA 
die Verantwortung für die Behebung des 
Problems und die Einhaltung der Frist 
für die Inbetriebnahme gemäß Absatz 1, 
indem sie einen Notfallplan umsetzt und 
eu-LISA unterstützt.

Änderungsantrag 111

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 1 – Nummer 2
Verordnung (EU) 2018/1726
Artikel 8b – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Aufgaben im Zusammenhang mit 
Schulungen zur technischen Nutzung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen, 
einschließlich der Bereitstellung von 
Online-Schulungsmaterialien.

b) Aufgaben im Zusammenhang mit 
Schulungen zur technischen Nutzung der 
Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen für das 
Sekretariat des GEG-Netzes, 
einschließlich der Bereitstellung von 
Online-Schulungsmaterialien.
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BEGRÜNDUNG

Gemeinsame Ermittlungsgruppen (GEG) sind Gruppen von Staatsanwälten, Polizisten und 
Ermittlungsrichtern aus verschiedenen Ländern. Sie werden eingesetzt, um 
grenzüberschreitende Ermittlungen zu koordinieren und die Strafverfolgung schnell und 
erfolgreich abzuschließen. GEG gehören zu den erfolgreichsten Instrumenten der 
internationalen justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen.

Die erstmalige Beteiligung der Anklagebehörde des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) 
an der GEG, die Kriegsverbrechen in der Ukraine untersucht, zeigt, dass die internationale 
Koordinierung und der Informationsaustausch bei den schwersten Straftaten in den 
kommenden Jahren noch an Bedeutung gewinnen werden.

In dem Entwurf eines Berichts werden daher neue Bestimmungen vorgeschlagen, 
aufgrund derer sich internationale Justizbehörden, insbesondere der IStGH, an der 
Plattform für die Zusammenarbeit gemeinsamer Ermittlungsgruppen beteiligen 
können. 

Bei der Informationsbeschaffung wurde deutlich, dass die internationale Zusammenarbeit bei 
der Verfolgung internationaler Verbrechen, die Zusammenarbeit mit dem IStGH und die 
Zusammenarbeit in Bezug auf das geänderte Mandat von Eurojust für die Sammlung, 
Sicherung und Analyse von Beweismitteln zu Kriegsverbrechen, bereits erheblich einfacher 
gewesen wären, wenn es diese Plattform bereits gegeben hätte.

Darüber hinaus entsprechen die derzeitigen Möglichkeiten der Kommunikation und des 
Austauschs von Informationen und Daten in GEG nicht den heutigen 
Sicherheitsanforderungen, weshalb die Union schnellstmöglich eine Plattform für die 
Zusammenarbeit gemeinsamer Ermittlungsgruppen einrichten muss. Ziel ist es daher, 
möglichst bald über eine funktionsfähige Plattform zu verfügen.

Zu diesem Zweck soll die Inbetriebnahme der Plattform für die Zusammenarbeit 
gemeinsamer Ermittlungsgruppen um mindestens ein Jahr vorgezogen werden. Dazu 
enthält der Bericht das Datum und Bestimmungen, die darauf abzielen, die Konzeptions- und 
Entwicklungsphase durch die Bereitstellung von Personal und Finanzmitteln zu 
beschleunigen.

Die neue Plattform sollte von möglichst vielen zuständigen Behörden genutzt werden. 
Außerdem sollte mit der Plattform die Sicherheitsinfrastruktur der EU insgesamt gestärkt 
werden. Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, die Möglichkeit der Teilnahme an gemäß 
dem Neapel-II-Übereinkommen eingesetzten besonderen GEG für den Bereich Zoll 
vorzusehen, sofern diese besonderen GEG im Rahmen einer strafrechtlichen Untersuchung 
und unter Aufsicht einer Justizbehörde tätig werden.

Die Erwägungsgründe und Bestimmungen zum Datenschutz werden präzisiert, damit sie mit 
den formellen Bemerkungen des Europäischen Datenschutzbeauftragten in Einklang 
gebracht werden. Zudem werden weitere Bestimmungen vorgeschlagen, um die Rolle der 
EU-Agenturen – insbesondere von Eurojust (und deren Sekretariat des GEG-Netzes) und eu-
LISA – zu verdeutlichen, die an der Unterstützung und dem Betrieb der Plattform 
beteiligt sind. Die Kommission wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass den in dieser 
Verordnung vorgeschlagenen Anforderungen und neuen Aufgaben dieser Agenturen im 
Finanzbogen besser Rechnung getragen wird.
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